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Präambel
zur Satzung der Ökumenischen Arbeitsgruppe
Homosexuelle und Kirche (HuK) e. V. HuK

Die Ökumenische Arbeitsgruppe Homosexuelle und Kirche (HuK) e. V. ist ein freier 
Zusammenschluss von Menschen, die sich kritisch und konstruktiv mit sexueller Viel‐
falt und Kirche auseinandersetzen. Gottes Handeln in der Welt, von dem die Bibel 
Zeugnis gibt, erfahren wir als befreiende Botschaft. Befreite Menschen lädt Gott in 
eine Gemeinschaft ein, in der Gerechtigkeit herrschen soll und die Menschenwürde 
beachtet wird. Dies gibt vielen Lebens‐ und Familienformen Raum zur Entfaltung ge‐
lingenden Lebens. Wir verstehen homo‐, bi‐ und heterosexuelles Empfinden und Ver‐
halten als gleichwertige Ausprägung der einen menschlichen Sexualität. Auch 
verschiedene geschlechtliche Identitäten wie die von trans* und intergeschlechtli‐
chen Menschen und Varianten der Geschlechtsentwicklung nehmen wir als Berei‐
cherung wahr.

Deshalb arbeiten wir am Abbau jeglicher Diskriminierung und fordern die volle Teil‐
habe aller Menschen am kirchlichen und gesellschaftlichen Leben.

durch Begegnung und Information Vorurteile und Unkenntnis zur Viel‐
falt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten abbauen.

Wir wollen

uns mit Kirchengemeinden, kirchlichen Verbänden und Gremien auf 
die Suche nach einer Ethik der Sexualität begeben, in der auch lesbi‐
sche und schwule Beziehungen gleichwertig gelebt werden können.

Wir wollen

Wir wollen die Korrektur undifferenzierter und unqualifizierter Äußerungen zu se‐
xueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität, gleich von wel‐
cher kirchlichen, gesellschaftlichen oder politischen Seite sie gemacht 
oder auch nur geduldet werden.

Wir wollen dass Menschen ungeachtet ihrer geschlechtlichen Identität, ihrer Ge‐
schlechtsentwicklung und ihrer sexuellen Orientierung alle berufli‐
chen Möglichkeiten in Kirche und Gesellschaft offenstehen, denn 
diese befähigen zu keinem und disqualifizieren von keinem Amt.

Wir wollen Menschen unterstützen, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung 
oder geschlechtlichen Identität Probleme mit ihrem kirchlichen Ar‐
beitgeber haben. Wir sind solidarisch mit allen anderen Menschen, 
die auf ähnliche Weise von kirchlichen Arbeitgebern diskriminiert 
werden.



Wir wollen in den Kirchen deutlich machen, dass sich auch an ihrem Umgang mit 
HIV‐positiven und an AIDS erkrankten Menschen der Grad ihrer Ak‐
zeptanz alternativer Lebensformen messen lässt.

Wir wollen die Solidarität unter Menschen mit unterschiedlichen sexuellen Orien‐
tierungen und geschlechtlichen Identitäten stärken. Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede finden bei uns ihren Platz.

Wir wollen alle einladen, spirituelles Leben mit uns zu teilen. Wir wollen als 
christliche Menschen in der queeren Öffentlichkeit erkennbar sein.

Auf Grundlage dieser Präambel und zur Erreichung unserer Ziele arbeiten wir mit 
anderen Personen und Gruppen auf nationaler und internationaler Ebene zusam‐
men.

Georgsmarienhütte, 07.10.2018

Wertebasis unserer Zusammenarbeit
Ergänzung zur Präambel der Ökumenischen Arbeitsgruppe 
Homosexuelle und Kirche (HuK) e. V.

Beschlossen von der Mitgliederversammlung am 27. September 2025

Unsere Arbeit lebt von tragfähigen Beziehungen – untereinander und mit Gott. Ver‐
trauen, Achtsamkeit und gegenseitiger Respekt bilden das Fundament unseres Mit‐
einanders. In diesem Geist gestalten wir unsere Veranstaltungen, Gruppenangebote, 
Beratungen und Begegnungen.

Diese Wertebasis beschreibt, was uns im Umgang miteinander wichtig ist und worauf 
wir uns als Gemeinschaft verständigen:

Würde und Respekt für alle Menschen

Wir schaffen Räume, in denen sich alle Menschen sicher, willkommen und ernst 
genommen fühlen.

Persönliche Grenzen, Bedürfnisse und das Empfinden anderer achten wir beson‐
ders – ob als Mitglied, Interessierte oder Ratsuchende.

Wir gehen verantwortungsvoll mit Nähe und Distanz um und sind uns der sexuel‐
len Dimension zwischenmenschlicher Beziehungen bewusst.



Schutz vor Übergriffen und Machtmissbrauch

Grenzverletzungen, sexuelle Übergriffe und jede Form von Missbrauch hat in un‐
serer Arbeit keinen Platz.

Wir schauen nicht weg: Wenn wir Grenzüberschreitungen durch andere wahr‐
nehmen, sprechen wir sie an – wir vertuschen sie nicht.

Wir greifen ein, wenn gegen diese Wertebasis verstoßen wird, und holen bei Be‐
darf professionelle Unterstützung (z. B. Fachberatungsstellen) hinzu. Verantwortli‐
che im Verein werden informiert.

Verantwortungsvolle Kommunikation

Unsere Kommunikation – ob im persönlichen Gespräch oder in digitalen Räumen 
– ist geprägt von Respekt, Wertschätzung und Offenheit.

Wir begegnen sexistischem, rassistischem, diskriminierendem oder gewalttätigem 
Verhalten – verbal wie nonverbal – mit klarer Haltung und Widerspruch.

Fairness und Vorbildwirkung

Wir handeln fair, transparent und achtsam – in unserer Rolle als Mitwirkende 
ebenso wie in der Begleitung anderer Menschen.

Wir leben die Regeln unseres Miteinanders vor und ermutigen dazu, soziale Ver‐
antwortung füreinander zu übernehmen.

Verantwortungsvoller Umgang mit Daten

Personenbezogene Informationen behandeln wir vertraulich und gemäß den gel‐
tenden Datenschutzbestimmungen.

Gemeinsam Verantwortung tragen

Diese Wertebasis ist die Grundlage unserer gemeinsamen Arbeit. Sie soll Orientie‐
rung geben, Vertrauen schaffen und ein sicheres, respektvolles Miteinander ermögli‐
chen – getragen von unserer Überzeugung, dass jeder Mensch in seiner Würde 
unantastbar ist.
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§ 1 Name und Sitz

1.1  Der Verein führt den Namen „Ökumenische Arbeitsgruppe Homosexuelle und 
Kirche (HuK) e. V.”.

1.2  Er hat seinen Sitz in Aachen und ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Aa‐
chen einzutragen

§ 2 Zweck des Vereins

2.1  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke im Sinnes des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung 
(AO).

2.2  Zweck des Vereins ist die Förderung der Bildung, indem er der Allgemeinheit 
Kenntnisse über die verschiedenen Aspekte des Themenfeldes Homosexualität ver-
mittelt.

2.3  Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch

2.3.1  Veranstaltungen und thematische Zentren im Rahmen von Kirchen- und Ka-
tholikentagen,

2.3.2  Stellungnahmen und Veröffentlichungen zu theologischen, sexualwissen-
schaftlichen, pädagogischen, sozialen, rechtlichen und politischen Fragen, die Les-
ben und Schwule betreffen,

2.3.3  Informationsangebote im Internet,



2.3.4  Mitwirkung an und Durchführung von Veranstaltungen, wie z. B. Seminaren 
oder Studienwochen,

2.3.5  Einrichtung von Arbeitsgruppen.

2.4  Der Vereinszweck besteht darüber hinaus in der Förderung der Toleranz auf kul-
turellem Gebiet sowie der internationalen Gesinnung und der Völkerverständigung.

2.5  Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch

2.5.1  Aufklärungsarbeit, Organisation von Infoständen und Mitwirkung an öffentli-
chen Veranstaltungen,

2.5.2  durch Zusammenarbeit mit internationalen Lesben- und Schwulengruppen,

2.5.3  Ermöglichung und Förderung der Begegnung von nichthomosexuellen mit 
homosexuellen Menschen.

2.6  Der Verein verfolgt überdies mildtätige Zwecke, indem er Frauen und Männer 
unterstützt, die in seelischer oder materieller Hinsicht auf Hilfe angewiesen sind.

2.7  Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch

2.7.1  Beratungs- und Gesprächsangebote, insbesondere auf Kirchen- und Katholi-
kentagen und im Internet,

2.7.2  thematische Veranstaltungen zur Selbsterfahrung und -findung,

2.7.3  Mitwirkung bei und Unterstützung von Beratungs- und Anlaufstellen,

2.7.4  Organisation von Selbsthilfegruppen.

2.8  Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke.

2.9  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-
den. Mitglieder erhalten als solche keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

2.10  Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3 Mitgliedschaft
3.1  Vereinsmitgliedschaft

3.1.1  Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen sein. Der 
Aufnahmeantrag ist schriftlich beim Vorstand einzureichen.

3.1.2  Über die Aufnahme natürlicher Personen entscheidet der Vorstand, über die 
Aufnahme juristischer Personen der Delegiertenrat.

3.1.3  Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod (bei juristischen Personen 
durch Auflösung) oder Ausschluss. Die schriftliche Austrittserklärung muss mit ei-
ner Frist von einem Monat jeweils zum Quartalsende gegenüber dem Vorstand 
erklärt werden.



3.1.4  Der Vorstand kann ein Mitglied aus wichtigen Gründen ausschließen. Der 
Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 
Wichtige Gründe sind insbesondere:

3.1.4.1  ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten,

3.1.4.2  die Verletzung der satzungsgemäßen Pflichten,

3.1.4.3  Beitragsrückstände von mindestens einem halben Jahr.

3.1.5  Gruppen, denen das Mitglied nach § 7.3 angehört, sind vor einem Ausschluss 
zu hören.

3.1.6  Berufungsinstanz bei die Mitgliedschaft betreffenden Entscheidungen ist die 
Mitgliederversammlung.

3.2  Fördermitgliedschaft

3.2.1  Fördermitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen 
sein.

3.2.2  Die Regelungen über Aufnahme, Austritt und Ausschluss gelten entspre-
chend den Regelungen in § 3.1.

3.2.3  Pflicht der Fördermitglieder ist die Förderung der Vereinsinteressen.

3.2.4  Fördermitglieder sind zu den Mitgliederversammlungen zugelassen. Sie ge-
nießen in der Mitgliederversammlung das Rederecht, aber weder das Stimmrecht 
noch das aktive und passive Wahlrecht.

3.3  Es wird ein Mitgliedsbeitrag erhoben.

§ 4 Organe des Vereins
4.1 Organe des Vereins sind:

4.1.1 die Mitgliederversammlung (vgl. § 5),

4.1.2 der Vorstand (vgl. § 6),

4.1.3 die Regional- und Arbeitsgruppen (vgl. § 7),

4.1.4 der Delegiertenrat (vgl. § 8).

§ 5 Mitgliederversammlung
5.1 Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins.

5.2 Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand mindestens einmal jährlich einzube-
rufen. Die schriftliche Einladung hierzu muss mindestens vier Wochen vor dem Ter-
min unter Angabe eines mit dem Delegiertenrat abgestimmten Vorschlages einer 
Tagesordnung an die letzte bekannte Adresse der Mitglieder abgeschickt werden. Die 
Versendung der Einladung als E-Mail gilt als schriftliche Einladung.



5.3 Ein Drittel der Mitglieder des Vereins oder mindestens 50 Mitglieder oder der 
Delegiertenrat mit Zweidrittelmehrheit können über den Vorstand eine Mitglieder-
versammlung mit Angabe von Tagesordnungspunkten einberufen.

5.4 Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.

5.5 Die Mitgliederversammlung wird von einer mehrheitlich gewählten Versamm-
lungsleiterin oder einem mehrheitlich gewählten Versammlungsleiter geleitet.

5.6 Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören insbesondere:

5.6.1 Erstellen einer Tagesordnung für die Mitgliederversammlung,

5.6.2 Festlegung und Planung der überregionalen Arbeitsschwerpunkte,

5.6.3 Wahl bzw. Abwahl, Kontrolle und Entlastung des Vorstandes,

5.6.4 Bestellung von zwei Personen zu Rechnungsprüferinnen oder Rechnungs-
prüfern und einer Vertreterin oder eines Vertreters für die Dauer von zwei Jah-
ren,

5.6.5 Zuweisung von Aufgaben an andere Organe des Vereins,

5.6.6 Beschlussfassung über Widersprüche betreffend Entscheidungen zur Mit-
gliedschaft durch andere Organe des Vereins.

5.7 Über folgende Themen beschließt die Mitgliederversammlung nur bei Vorlage ei-
ner Empfehlung des Delegiertenrates. Auf die Absicht zur Beschlussfassung zu einem 
oder mehreren der folgenden Punkte muss in der Einladung zur Mitgliederversamm-
lung ausdrücklich hingewiesen werden:

5.7.1 Einsetzen weiterer organisatorischer Einrichtungen, insbesondere von Re-
gional- und Arbeitsgruppen sowie deren Auflösung,

5.7.2 Satzungsänderungen mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen,

5.7.3 Beschlussfassung über die Geschäfts- und Finanzordnung des Vereins einschließ-
lich der Grundsätze über die Erstattung von Aufwendungen (Reisekosten usw.),

5.7.4 Höhe der Mitgliedsbeiträge,

5.7.5 Auflösung des Vereins gemäß § 10 dieser Satzung.

5.8 Jedes Mitglied nach § 3.1 hat eine Stimme. Stimmübertragung ist nicht möglich. 
Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit die 
Satzung nichts anderes vorschreibt. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen blei-
ben außer Betracht. Wenn der Anteil der Stimmenthaltungen jedoch 50 % der abge-
gebenen Stimmen übersteigt, gilt ein Antrag als abgelehnt.

5.9 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, 
das von der Versammlungsleiterin oder dem Versammlungsleiter und der Protokollan-
tin oder dem Protokollanten unterschrieben wird. Das Protokoll muss allen Mitglie-
dern zugänglich gemacht werden.



§ 6 Der Vorstand
6.1 Der Vorstand wird aus mindestens drei und höchstens fünf Personen gebildet, die 
die Aufgaben unter sich verteilen. Er ist Vorstand des Vereins im Sinne des § 26 BGB. 
Er wird im Außenverhältnis durch je zwei Vorstandsmitglieder vertreten.

6.2 Die reguläre Amtszeit eines Vorstandsmitgliedes beträgt drei Jahre. Wiederwahl ist 
zulässig. Ein Vorstandsmitglied bleibt solange im Amt, bis seine Nachfolgerin oder sein 
Nachfolger gewählt ist. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, 
wird seine Nachfolgerin oder sein Nachfolger auf der nächst möglichen Mitgliederver-
sammlung für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden Vorstandsmitglieds gewählt.

6.3 Der Delegiertenrat beschließt über die Anzahl der zu wählenden Vorstandsmit-
glieder. Dabei wird jedoch jedes Jahr mindestens ein Vorstandsmitglied gewählt. In der 
Einladung zur Mitgliederversammlung ist auf die Anzahl der zu wählenden Vorstands-
mitglieder hinzuweisen.

6.4 Für jedes zu wählende Vorstandsmitglied findet ein eigener Wahlgang statt. Ge-
wählt ist die Kandidatin bzw. der Kandidat, die oder der die absolute Mehrheit der 
Stimmen auf sich vereinigt. Kann keine Bewerberin oder kein Bewerber die erforder-
liche Stimmenanzahl auf sich vereinigen, findet zwischen den Kandidatinnen bzw. Kan-
didaten mit der höchsten Stimmenanzahl eine Stichwahl statt.

6.5 Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich.

6.6 Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:

6.6.1 Einladung des Delegiertenrates,

6.6.2 Einladung der Mitgliederversammlung,

6.6.3 Entscheidung über die Aufnahme natürlicher Personen als Mitglieder bzw. 
Fördermitglieder,

6.6.4 Erstellung des Jahresabschlusses nach § 9.2,

6.6.5 Durchführung von Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder 
Finanzbehörden oder wohlfahrtspflegerischen Organisationen aus formalen Grün-
den verlangt werden. Diese Satzungsänderungen können von der nächsten Mit-
gliederversammlung rückgängig gemacht werden.

6.7 Darüber hinaus obliegt dem Vorstand die Verwaltung des Vereins und die Wahr-
nehmung der überregionalen Vereinsangelegenheiten. Er nimmt im übrigen alle ihm 
von der Mitgliederversammlung zugewiesenen Aufgaben des Vereins wahr. Der Vor-
stand kann seine Aufgaben delegieren.

6.8 Er kann zur Führung der laufenden Geschäfte Mitarbeiter, die mit Geschäftsfüh-
rungs- und Leitungsaufgaben betraut sind, zu besonderen Vertretern gemäß § 30 BGB 
bestellen. Der Umfang der Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse wird durch 
den Vorstand im Innenverhältnis schriftlich durch Geschäftsordnung bestimmt.



§ 7 Die Regional- und Arbeitsgruppen
7.1 Der Verein organisiert seine Arbeit nach geographischen (Regionalgruppen) und 
inhaltlichen (Arbeitsgruppen) Aspekten.

7.2 Die Regional- und Arbeitsgruppen werden auf Empfehlung des Delegiertenrates 
von der Mitgliederversammlung eingesetzt bzw. aufgelöst.

7.3 Jedes Mitglied entscheidet selbst, in welchen Gruppen des Vereins es mitarbeiten 
möchte. Jede Gruppe bestimmt selbst, welche Mitglieder zu ihr gehören. Eine Ableh-
nung ist durch die Gruppe zu begründen.

7.4 Die Gruppen entscheiden selbst über ihre Vertretungsorgane. Sie benennen je-
weils eine Delegierte oder einen Delegierten für den Delegiertenrat.

7.5 Bei Streitigkeiten zwischen Regional- bzw. Arbeitsgruppen und dem Vorstand ent-
scheidet der Delegiertenrat endgültig.

§ 8 Der Delegiertenrat
8.1 Dem Delegiertenrat gehören an:

8.1.1 die Vorstandsmitglieder,

8.1.2 eine Delegierte oder ein Delegierter pro Regional- bzw. Arbeitsgruppe,

8.1.3 eine Delegierte oder ein Delegierter pro juristischer Person, die Mitglied im 
Verein ist,

8.1.4 Personen, an die der Vorstand nach § 6.7 oder § 6.8 Aufgaben delegiert hat,

8.1.5 Personen, die von der Mitgliederversammlung mit der Wahrnehmung beson-
derer Vereinsaufgaben betraut sind.

8.2 Der Delegiertenrat tritt mindestens zweimal jährlich zusammen. Die schriftliche 
Einladung hierzu muss vom Vorstand unter Angabe eines Vorschlages einer Tagesord-
nung an die letzte bekannte Adresse der unter § 8.1 genannten Personen und Grup-
pen abgeschickt werden. Die Versendung der Einladung als E-Mail gilt als schriftliche 
Einladung.

8.3 Eine natürliche Person kann im Delegiertenrat nur eine Stimme vertreten.

8.4 Der Delegiertenrat hat insbesondere folgende Aufgaben:

8.4.1 Erarbeiten eines Vorschlages zur Tagesordnung der Mitgliederversammlung,

8.4.2 Abgabe von Stellungnahmen für die Mitgliederversammlung bezüglich Initiati-
ven zu

8.4.2.1 Satzungsänderungen,

8.4.2.2 Errichtung und Auflösung von Regional- und Arbeitsgruppen,

8.4.2.3 Änderungen der Geschäfts- und Finanzordnung des Vereins,



8.4.2.4 Höhe der Mitgliedsbeiträge,

8.4.2.5 Auflösung des Vereins gemäß § 10 dieser Satzung,

8.4.3 Beschlussfassung über die Aufnahme juristischer Personen als Mitglieder 
bzw. Fördermitglieder,

8.4.4 Unterstützung des Vorstandes,

8.4.5 Koordination der Arbeit der Regional- und Arbeitsgruppen,

8.4.6 Entscheidung in Streitfällen zwischen Vorstand und Regional- bzw. Arbeits-
gruppen.

8.5 Darüber hinaus nimmt der Delegiertenrat die ihm durch Beschluss der Mitglie-
derversammlung zugewiesenen Aufgaben wahr.

8.6 Seine Sitzungen sind grundsätzlich vereinsöffentlich. Von den Sitzungen ist ein Pro-
tokoll anzufertigen, das allen Mitgliedern zugänglich gemacht wird.

§ 9 Geschäftsjahr und Rechnungslegung
9.1 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

9.2 Der Vorstand hat bis zum 31. März eines Jahres für das vergangene Geschäftsjahr 
den Jahresabschluss und den Geschäftsbericht für die Mitgliederversammlung aufzu-
stellen.

9.3 Die Prüfung des Jahresabschlusses erfolgt durch die von der Mitgliederversamm-
lung bestimmten Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer.

§ 10 Auflösung des Vereins
10.1 Der Verein kann durch Beschluss einer außerordentlichen Mitgliederversamm-
lung mit drei Vierteln der abgegebenen Stimmen aufgelöst werden.

10.2 Für die Einladung zu dieser Mitgliederversammlung gilt § 5.2 sinngemäß.

10.3 Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das 
Vermögen zu gleichen Teilen an das Bildungswerk Initiative Kirche von unten e. V. mit 
Sitz in Bonn und an den Verein zur Förderung des Deutschen Evangelischen Kirchen-
tags e. V. mit Sitz in Fulda, sofern beide Vereine in diesem Zeitpunkt als mildtätig oder 
besonders förderungswürdig anerkannt sind mit der Maßgabe, es für die Aufgaben im 
Sinne dieser Satzung zu verwenden.

Frankfurt am Main, 22.01.2000



insbesondere die aktuellen Adressen der Regionalgruppen und der Arbeitsgruppen 
sowie ein Mitgliedsantrag sind erhältlich bei:

Ökumenische Arbeitsgruppe
Homosexuelle und Kirche (HuK) e.V.

Heuchlinger Straße 16
90482 Nürnberg

Telefon: 0911 - 37 677 264
www.huk.org
info@huk.org

Beratung in persönlichen Fragen:
beratung@huk.org

Die HuK ist als gemeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt.

Beitrags‐ und Spendenkonto:
IBAN: DE04 4306 0967 4095 1935 00
bei der GLS Gemeinschaftsbank (BIC: GENODEM1GLS)

Die HuK ist Mitglied u.a. bei:

Regenbogenforum e.V. – Christliche LSBTIQ*‐Gruppen in Deutschland

European Forum of LGBTI+ Christian Groups

ILGA ‐ The International Lesbian, Gay, Bisexual,  Trans* and  Intersex Association

GNRC ‐ Global Network of Rainbow Catholics

Bundesverband Trans* e.V.

Der PARITÄTISCHE

DAH ‐ Deutsche AIDS‐Hilfe

IKvu ‐ Initiative Kirche von unten

Informationen


